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Berlin, 23. Juni 2021 

 

Pressemitteilung Nr.: 19/2021 

Standortsuche für Atommüll 

Nationales Begleitgremium stellt dem Bundestags-

ausschuss für Umwelt seine Empfehlungen vor 

Das Nationale Begleitgremium (NBG) hat sich seit Beginn seiner Tätigkeit für eine 

kontinuierliche substanzielle Beteiligung der Öffentlichkeit ausgesprochen. Der am 

28. September 2020 von der Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) 

veröffentlichte Zwischenbericht weist rund 54 Prozent der Fläche Deutschlands als 

Teilgebiete aus, die somit deutlich größer als erwartet sind. Dadurch ist eine 

Betroffenheit der Bürger*innen bisher kaum entstanden. Die breite Öffentlichkeit 

wurde durch die vergangenen Beteiligungsformate bisher auch nur unzureichend 

erreicht. Zu diesen und anderen Fragen hat das NBG Empfehlungen an den Deutschen 

Bundestag formuliert, die am 23.6.2021 im Bundestagsausschuss für Umwelt 

vorgestellt worden sind. 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Endlagersuche für hochradioaktive Abfälle stand am 
Mittwoch, den 23.6.2021 im Mittelpunkt der Anhörung im Umweltausschuss des 
Deutschen Bundestages, der auch für Fragen zur nuklearen Sicherheit zuständig ist. 
 
Hier stellten sechs NBG-Mitglieder den Mitgliedern des Umweltausschusses die NBG-
Empfehlungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren vor. 
 
„Kontinuierliche substanzielle Öffentlichkeitsbeteiligung festlegen!“ 
 
Das unerwartete Ergebnis des Zwischenberichts Teilgebiete verdeutlicht, dass eine 
Fortentwicklung der im Standortauswahlgesetz (StandAG) verbrieften 
Beteiligungsformate zwingend erforderlich ist. Die Eingrenzung der Teilgebiete muss, 
anders als bisher, transparent und mit Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgen. 
Arbeitsfähige Dialogformate sowie assoziierte Strukturen sind in Kooperation zwischen 
Zivilgesellschaft (Teilnehmer*innen der Fachkonferenz Teilgebiete) und dem Träger der 
Öffentlichkeitsbeteiligung, das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung 
(BASE), in Absprache mit dem Vorhabenträger BGE zu entwickeln. 
 
Das NBG empfiehlt dem Deutschen Bundestag, eine kontinuierliche substanzielle 

Öffentlichkeitsbeteiligung für den Verfahrensschritt 2 der Phase 1 festzulegen. Das NBG 

appelliert an den Deutschen Bundestag und das Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU), die Beteiligung ebenso wie die 

Berücksichtigung der Beratungsergebnisse zwecks Verbindlichkeit gesetzlich oder 

untergesetzlich zu verankern. Die Fachkonferenz Teilgebiete hat bei ihrem 2. 

Beratungstermin gefordert, dass das BASE eine Skizze für ein Beteiligungsformat bis Mitte 

Juli 2021 vorlegt. Das NBG hält dies für sinnvoll, damit dieser Vorschlag beim 3. 
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Beratungstermin diskutiert und in den Bericht zur Fachkonferenz Teilgebiete 

aufgenommen werden kann. 

„Eine Strategie zur Beteiligung der jungen Generation entwickeln!“ 

Eine weitere Empfehlung des NBG lautet, dass das BASE eine Strategie zur Beteiligung der 
jungen Generation entwickelt. Trotz der allseits betonten Bedeutung, junge Menschen für 
das Standortauswahlverfahren zu interessieren und ihnen eine Beteiligung zu ermöglichen, 
sind bisherige Ansätze nur punktuell und zu wenig wirksam. Notwendig ist eine langfristige 
Strategie. Dabei müssen zielgruppenorientierte Beteiligungsformate entwickelt werden. 
Dies muss zwingend unter Mitarbeit von jungen Menschen geschehen. Zudem müssen 
Bildungs- und Ausbildungsstätten sowie gesellschaftliche Organisationen in den Prozess 
einbezogen werden. Im Interesse eines generationenübergreifenden Konsenses darf die 
Beteiligung der jungen Generation keine freiwillige, sondern muss eine verpflichtende 
Aufgabe für den Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung sein. 
 
„Zusammenwirken der Bundesgesellschaft für Endlagerung und der Staatlichen 
Geologischen Dienste der Länder eindeutig definieren“ 
 
Das NBG riet dem Deutschen Bundestag zudem, das Zusammenwirken der 
Bundesgesellschaft für Endlagerung und der Staatlichen Geologischen Dienste (SGD) 
eindeutig zu klären, mit dem Ziel, die Zusammenarbeit weiter zu verbessern und die 
Expertise der SGD in die Standortauswahl einzubinden. Das NBG setzt sich weiterhin 
konsequent für die öffentliche Bereitstellung aller relevanten geologischen Daten ein, da 
nur ein transparentes Verfahren Vertrauen ermöglichen kann. 
 
 

Vollständige NBG-Empfehlungen  
  
Diese und weitere Empfehlungen hat das NBG in einem Papier zusammengefasst, das auf 
der NBG-Website zum Download angeboten wird: https://t1p.de/kvx1 
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Über das NBG  
Das Nationale Begleitgremium ist ein unabhängiges, pluralistisch zusammengesetztes 
gesellschaftliches Gremium. Wissenschaftler*innen, Politiker*innen, Studierende, 
interessierte Bürger*innen – die Bandbreite der Mitglieder soll die Gesellschaft 
widerspiegeln. Ziel ist es, die Endlagersuche für hoch radioaktive Abfälle vermittelnd zu 
begleiten – unabhängig, transparent und bürgernah.  
  
Dem Gremium gehören nach dem Standortauswahlgesetz (StandAG) 18 Mitglieder an: 
Zwölf anerkannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, die vom Bundestag und 
Bundesrat gewählt werden und sechs Bürgervertreter*innen, die von der 

https://t1p.de/kvx1
mailto:presse@nationales-begleitgremium.de
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Bundesumweltministerin ernannt werden. Eine Amtszeit beträgt drei Jahre, zwei 
Wiederwahlen sind möglich.  
 
Zu den anerkannten Persönlichkeiten gehören  
 

• Prof. Dr. Miranda Schreurs, Ko-Vorsitzende, Professorin für Umwelt und 
Klimapolitik, Hochschule für Politik an der TU München, ehemaliges Mitglied im 
Sachverständigenrat für Umweltfragen  

• Prof. Dr. Armin Grunwald, Ko-Vorsitzender, Leiter des Büros für Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bundestag, ehemaliges Mitglied der 
Endlagerkommission  

• Dr. Günther Beckstein, Ministerpräsident a.D. Freistaat Bayern 
• Klaus Brunsmeier, ehemaliger stellv. Bundesvorsitzender Bund für Umwelt und 

Naturschutz Deutschland (BUND), ehemaliges Mitglied der Endlagerkommission  
• Dr. Dr. h.c. Markus Dröge, ehemaliger Bischof der Evangelischen Kirche Berlin-

Brandenburg – schlesische Oberlausitz, Mitglied des Rates der EKD  
• Prof. Dr. Rainer Grießhammer, Chemiker, Honorarprofessor an der Albert-

Ludwigs-Universität Freiburg  
• Jo Leinen, ehemaliges Mitglied des Europäischen Parlaments  
• Dr. habil. Monika C. M. Müller, Studienleiterin für Naturwissenschaften, Ökologie 

und Umweltpolitik der Evangelischen Akademie Loccum  
• Prof. Dr. Werner Rühm, Leiter der Arbeitsgruppe „Medizin- und 

Umweltdosimetrie“ im Institut für Strahlenmedizin am Helmholtz Zentrum 
München  

• Prof. Dr. Dr. h.c. Roland Sauerbrey, Physiker, ehemaliger Wissenschaftlicher 
Direktor des Helmholtz-Zentrums Dresden-Rossendorf  

• Prof. Dr. Maria-Theresia Schafmeister, Geologin, Lehrstuhl für Angewandte 
Geologie/Hydrogeologie an der Universität Greifswald  

• Prof. Dr. Magdalena Scheck-Wenderoth, Geologin, Direktorin des Departments 4 
Geosysteme am Helmholtz-Zentrum Potsdam – Deutsches GeoForschungsZentrum  

 
 
Als Bürgervertreter*innen benannt sind  
 

• Marion Durst, Diplompädagogin für Physik, Astronomie und Mathematik, 
Jena/Thüringen 

• Lukas Fachtan, Master-Student der Geographie, Landkreis Tirschenreuth/Bayern 
• Tobias Flieger, Marktforscher mit Schwerpunkt User Experience, Wiesbaden/ 

Hessen  
• Annette Lindackers, Ingenieurin und freie Journalistin, Radebeul/Sachsen 
• Jorina Suckow, Rechtsreferendarin beim Hanseatischen Oberlandesgericht, 

Hamburg 
• Dr. Manfred Suddendorf, Selbstständiger Unternehmensberater und Dozent, 

Landkreis Nordwestmecklenburg 


